
. Offensichtlich besteht ein enger Zusammenhang 
zwischen den Strafbestimmungen der drei genannten 
Komplexe. Denn die Wirtschaftsverbrechen, die in die
ser oder jener Weise gegen die wirtschaftlich-organi
satorische Tätigkeit unseres Staates gerichtet sind, 
haben in aller Regel enge Berührungspunkte mit den 
Verbrechen gegen die Tätigkeit des Staates und den 
Verbrechen gegen das sozialistische Eigentum. Daraus 
resultieren ja auch die Abgrenzungsprobleme und 
Überschneidungen, die uns aus unserer Praxis hin
reichend bekannt sind. Erinnert sei z. B. an die Kon
kurrenzproblematik der §§ 331 ff. StGB zum § 8 WStVO 
sowie der Strafbestimmungen zum Schutze des Volks
eigentums und der WStVO. Bis in die Gegenwart gibt 
es Fälle des Schwankens und des Wechselns in der 
Anwendung der Strafbestimmungen zum Schutze der 
Wirtschaft und der zum Schutze des sozialistischen 
Eigentums (z. B. erst WStVO und dann StEG und um
gekehrt bzw. Wechsel in der Bejahung oder Verneinung 
von tateinheitlicher Verletzung beider Strafbestim
mungen).

Dieser enge Zusammenhang der drei Komplexe er
läutert auch die gesetzgeberischen Schwierigkeiten in 
anderen sozialistischen Staaten; auf ihn ist auch in der 
Literatur wiederholt eingegangen worden, und er hat 
auch Anlaß zur Behandlung einzelner Abgrenzungs- 
fragen gegeben*.

Zwar ergibt sich aus diesem engen Zusammenhang 
nicht zwingend, daß diese drei Komplexe in einem 
Kapitel des Strafgesetzbuchs geregelt werden müssen; 
in jedem Fall ist aber durch diese Tatsache und die 
damit zusammenhängenden Abgrenzungsprobleme die 
Frage aufgeworfen, ob eine klare Scheidung zwischen 
diesen drei Komplexen von Strafbestimmungen prin
zipiell möglich ist, ob die bisher insbesondere in der 
Theorie und in den Vorlesungen an den Universitäten 
vertretene Trennung4 5 beizubehalten ist oder ob aus 
Gründen des engen tatsächlichen Zusammenhangs und 
einiger praktischer Vorteile wegen alle drei Komplexe 
(oder aber wenigstens die Strafbestimmungen zum 
Schutze der sozialistischen Wirtschaft und die zum 
Schutze des sozialistischen Eigentums6 bzw. die Be
stimmungen zum Schutze der Wirtschaft mit denen 
zum Schutze der staatlichen Tätigkeit) zusammengefaßt 
werden sollen.

Wir werden auf diese Fragen nur dann eine richtige 
und damit den Interessen des sozialistischen Aufbaus 
entsprechende Antwort geben können, wenn wir uns 
von Vorstellungen rein juristischer Dogmatik frei 
machen, nicht von den juristischen Normen ausgehen, 
sondern die Wirklichkeit unserer sozialistischen gesell
schaftlichen Verhältnisse und die Praxis der staatlichen 
Leitung des sozialistischen Aufbaus in der DDR in 
ihrer gesetzmäßigen Entwicklung betrachten und von 
da aus den Charakter der betreffenden verbreche
rischen Anschläge zu kennzeichnen versuchen. In die
sem Zusammenhang ist auch zu prüfen, ob und inwie
weit in unseren Vorstellungen von der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit für Wirtschaftsdelikte — unbe
wußt — irgendwelche bürgerlichen Anschauungen tra
ditionell nachwirken.

Das Wirtschaftsstrafrecht entstand — jedenfalls in 
Deutschland — im imperialistischen Stadium des 

Kapitalismus, als und soweit es zur Aufrechterhaltung 
und Stärkung der ökonomischen und politischen Vor- 
^ machtstellung der Monopole und ihrer Diktatur dar- 
x um ging, in erster Linie ihre Kriegspolitik und damit 
bestimmte kriegswirtschaftliche ökonomische Abläufe 

und Prozesse auch gegenüber anderen Kapitalisten, 
insbesondere kleineren und mittleren Unternehmern 

und gegenüber Gewerbetreibenden, die andere ökono-

4 z. B. Kermann, Verbrechen gegen die Volkswirtschaft, 
S. 16; Sowjetisches Lehrbuch, Besonderer Teil, Moskau 1951, 
S. 139 ff. u. S. 277 ff.; Sowjetisches Lehrbuch, Strafrecht, Be
sonderer Teil, Moskau 1957, S. 126 ff. u. S. 267 ff.; Klritschenko, 
„üer Kampf gegen die verbrecherischen Anschläge auf die 
Wirtschaftsordnung der volksdemokratischen Staaten in 
Europa“, RED 1953, Heft 7, Sp. 201 u. a. m.

5 vgl. z. B. Geräts, Die Lehre vom Objekt des Verbrechens, 
S. 33 fl., wo er das System des Besonderen Teils des Straf
rechts der DDR darstellt; vgl. auch die Lehrprogramme zur 
Vorlesung Strafrecht der DDR, Besonderer Teil.

6 ln diesem Sinne hat sich z. B. Cyprian in einem Aufsatz 
„Die bisherige Kodifikation der Wirtschaftsverbrechen“ (Nowe

Prawo 1958, Heft 1, S. 33 ff.) ausgesprochen.

mische Interessen hatten und denen der Krieg keine 
Vorteile einbrachte, mit außerökonomischen Mit
teln zwangsweise durchzusetzen. Die kriegsinteressier
ten Monopole setzten den Staatsapparat dazu ein, mit 
staatlichen Zwangsmitteln, darunter auch mit dem 

.Strafrecht, die anarchische kapitalistische Wirtschafts
weise in das System der Kriegswirtschaft zu pressen, 
indem sie ein kriegswirtschaftliches Bewirtschaftungs
system schufen. So entstanden wirtschaftsstrafrecht
liche Bestimmungen, wie z. B. die Kriegswirtschafts
verordnung vom 4. September 1939 und die Verbrauchs- 
regelungsstrafVO vom 26. November 1941, die z. T. 
auch noch nach 1945 Geltung und Bedeutung hatten7. 
Zu diesen für das kapitalistische Strafrecht außer
ordentlichen Zwangsmaßnahmen waren die Imperia
listen genötigt, weil — selbst auf der Basis der (straf
rechtlich geschützten) monopolkapitalistischen Eigen
tumsverhältnisse — die imperialistische Kriegswirt
schaft mit ausschließlich ökonomischen Mitteln weder 
durchzusetzen noch genügend zu sichern war. Das be
stätigt, daß das „Wirtschaftsstrafrecht“ — eigentlich das 
imperialistische Kriegsbewirtschaftungsstrafrecht — un
ter kapitalistischen Verhältnissen zwangsläufig als Aus- 
nahmeregelung, als (zeitweiliges) Nebenstrafrecht er
scheinen und betrachtet werden mußte.

Eine grundlegend andere Rolle spielen die Straf
bestimmungen zum Schutze der Wirtschaft im soziali
stischen Staat. In Verwirklichung der allgemeingültigen 
Gesetzmäßigkeiten der sozialistischen Revolution und 
des sozialistischen Aufbaus schafft das siegreiche Pro
letariat mit der Herstellung des gesellschaftlichen 
Eigentums an den wichtigsten Produktionsmitteln mit 
Hilfe seines Staates die neue, ihm eigene sozialökono
mische Grundlage (Basis), die in der Deutschen Demo
kratischen Republik das Volkseigentum an den wich
tigsten Produktionsmitteln, das genossenschaftliche 
Eigentum der LPG, der Genossenschaften der Hand
werker sowie die staatliche Beteiligung in den kleinen 
und mittleren Betrieben umfaßt. Auf der Grundlage 
dieser heuen Basis leitet der sozialistische Staat die 
planmäßige, auf den Aufbau des Sozialismus (und spä
ter des Kommunismus) sowie auf die Hebung des 
Lebensstandards der Werktätigen gerichtete Entwick
lung der Volkswirtschaft. In der DDR spielt die breite 
Durchsetzung dieser allgemeingültigen Gesetzmäßig
keit gerade in der gegenwärtigen Periode eine beson
dere Rolle, da die Grundaufgabe jetzt die Entwicklung 
der sozialistischen Demokratie und der Aufbau des 
Sozialismus, der Sieg der sozialistischen Gesellschafts
ordnung, ist.

Unter diesen Bedingungen ist nicht nur der straf
rechtliche Schutz der neuen ökonomischen Basis, des 
sozialistischen Eigentums, erforderlich, sondern ist der 
Einsatz strafrechtlicher Mittel zur Sicherung und Ge
währleistung der ordnungsgemäßen Durchführung der 
staatlichen Volkswirtschaftspläne entsprechend der 
wirtschaftlich-organisatorischen Leitung durch die be
treffenden staatlichen Organe für die ganze Periode des 
Aüfbaus des Sozialismus gesetzmäßig notwendig. Denn 
im Kampf gegen die zählebigen Elemente der Anarchie 
der privatwirtschaftlichen Ökonomik kann der sozia
listische Aufbau, die sozialistische Wirtschaftsweise, 
nur durch die bewußte, zielklare, planmäßige Leitung 
des sozialistischen Staates, einschließlich der gegebenen
falls erforderlichen Zwangsanwendung, durchgesetzt 
werden. Deshalb ist in diesem Rahmen die strafrecht
liche Erfassung und Bekämpfung von gesellschafts
gefährlichen Handlungen gegen die sozialistische Wirt
schaft zur Förderung der sozialistischen Umgestaltung 
ein wesentlicher und fester Bestandteil des sozialisti
schen Strafrechts.

Mit dieser Erkenntnis überwinden wir die statische, 
bourgeoise Auffassung vom Strafrecht, nach der es 
wesentlich nur um die Erhaltung und den Schutz der

7 Während diese Gesetze in unserem Teile Deutschlands 
mit neuem Inhalt bis zu ihrer Ablösung durch die WStVO 
eine bedeutende Rolle ibei der Bekämpfung der kapitalisti
schen Spekulation und des Schieberunwesens und bei der 
Sicherung der elementaren Lebensbedürfnisse der Bevölke
rung spielten, wurden sie in Westdeutschland immer mehr 
als Hemmnis der „freien Unternehmerinitiative“ und der 
Entwicklung der „freien Marktwirtschaft“ angesehen, immer 
weniger konsequent gegen Schieber und Spekulanten ange
wandt und schließlich durch ein weit milderes Wirtschafts
strafgesetz abgelöst, das formal noch in Kraft ist.
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